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Rechtssatz

In der Praxis wird in vielen Fällen die Vernichtung eingezogener Gegenstände sofort nach Rechtskraft des

Einziehungsbescheides nicht bzw. nur mit einem unverhältnismäßig hohen Kostenaufwand möglich sein. Diesem

Umstand Rechnung tragend sieht § 54 Abs. 3 GSpG 1989 vor, dass die Vernichtung jedenfalls innerhalb eines Jahres

nach Rechtskraft des Einziehungsbescheides zu erfolgen hat. Erfolgt die Vernichtung eines eingezogenen

Gegenstandes innerhalb dieser Frist, so ist auch für die KostenersatzpCicht des § 50 Abs. 10 GSpG 1989 davon

auszugehen, dass die auf diesen Gegenstand entfallenden Lagerkosten im Zusammenhang mit dem diesbezüglichen

Beschlagnahme- und Einziehungsverfahren stehen. Umgekehrt ist bei einer späteren Vernichtung von einem

fehlenden Zusammenhang mit dem gegenständlichen Beschlagnahme- und Einziehungsverfahren auszugehen, sodass

die in diesem Zeitraum (nach Ablauf der Jahresfrist des § 54 Abs. 3 GSpG 1989) anfallenden Lagerkosten dem

Bestraften nicht mehr im Wege des § 50 Abs. 10 GSpG 1989 auferlegt werden dürfen. Dieser Beurteilung steht auch

nicht die AuFassung entgegen, dass es sich bei der Bestimmung des § 54 Abs. 3 GSpG 1989 um eine bloße
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Ordnungsvorschrift handle, aus der dem Eigentümer des von der Einziehung betroffenen Gegenstandes kein subjektiv-

öFentliches Recht auf tatsächliche Vernichtung des eingezogenen Gegenstandes binnen Jahresfrist erwachse. Ein

subjektives öFentliches Recht wäre dann zu bejahen, wenn eine zwingende Vorschrift - und damit eine sich daraus

ergebende RechtspCicht zur Verwaltung - nicht allein dem öFentlichen Interesse, sondern (zumindest auch) dem

Interesse einzelner zu dienen bestimmt ist. ÖFentliche Interessen begründen in der Regel keine materiellen

subjektiven Rechte einer Verfahrenspartei, sofern der Gesetzgeber nicht anderes anordnet (vgl. VwGH 28.8.2019, Ra

2017/17/0923). Eine solche Anordnung liegt in Bezug auf § 54 Abs. 3 GSpG 1989 nicht vor. Da im Hinblick auf § 54 Abs.

3 GSpG 1989 auch keine PCicht zum Ersatz für die nach Ablauf der Jahresfrist anfallenden Lagerkosten besteht, ist ein

Interesse einer Verfahrenspartei an der Vernichtung des eingezogenen Gegenstandes innerhalb der Jahresfrist

jedenfalls nicht anzunehmen. Wenn eine Behörde mit der Vernichtung des eingezogenen Gegenstandes über die

Jahresfrist des § 54 Abs. 3 GSpG 1989 hinaus zuwartet - wofür gute Gründe bestehen können -, so hat dies jedoch zur

Folge, dass sie den Bestraften wegen des fehlenden Zusammenhangs mit dem konkreten Beschlagnahme- und

Einziehungsverfahren nicht gemäß § 50 Abs. 10 GSpG 1989 zum Ersatz der dabei entstehenden (weiteren) Lagerkosten

heranziehen darf.
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